
meister Manfred Bischof sicherge-
stellt. Davon sind wir alle über-
zeugt, denn nicht umsonst lautet 
unser Motto «Gemeinsam für Va-
duz». Dabei ist jede Einwohnerin 
und jeder Einwohner angespro-
chen, die Zukunft unserer Gemein-
de mitzugestalten.

FBP-Kandidatenteam der Gemeinde-
wahlen 2019, Hannelore Eller, Benja-
min Fischer, Andrea Oehri-Schweizer, 
Georg Ospelt, Ruth Ospelt-Niepelt, 
Toni Real, Priska Risch-Amann, Philip 
Thöny, Willy Vogt und Nicole Wäger

Finanzen im Rentenalter
«Gesamtsituation 
muss dargestellt 
werden»
Die finanzielle Situation der Rent-
ner in Liechtenstein ist nicht an der 
Entwicklung der Quote der Bezüger 
von Ergänzungsleistungen (EL) fest-
zumachen.
In der Interpellationsbeantwortung 
zur finanziellen Situation im Ren-
tenalter kommt die Regierung zum 
Schluss, die Quote der Bezüger von 
EL in den letzten 10 Jahren sei stabil 
geblieben und ergo habe sich deren 
finanzielle Situation auch nicht ver-
schlechtert. Die Quote der Bezüger 
von EL sei an sich sehr tief und ein 
guter Teil der Bezüger habe bereits 
vorher Sozialhilfe bezogen.
Ist die Welt also für die heutigen 
und künftigen Rentner rundum in 
Ordnung? Der Liechtensteiner Seni-
orenbund (LSB) ist ganz klar ande-
rer Meinung. Von der Interpellation 
werden nur die EL-Bezüger unter 
den Senioren erfasst, sodass nicht 
geklärt wird, wie viele Rentner ins-
gesamt nur von einer AHV (eventu-
ell noch mit einer EL), aber ohne 
oder nur mit einer geringen zweiten 
Säule leben müssen. Dieser wichti -
ge Aspekt wurde in einer weiteren 
Interpellation angesprochen, deren 
Beantwortung noch aussteht.
Der Anspruch bzw. die Höhe der EL 
ergibt sich grob gesagt aus der Dif-
ferenz zwischen den Einnahmen 
und den anerkannten Ausgaben ei-
nes AHV-Rentners. Da sich die Höhe 
der AHV-Renten seit 2011 nicht ver-
ändert hat (kein Teuerungsaus-
gleich) und auch der Umwandlungs- 
satz einer allfälligen Pensionskasse 
(PK) nicht erhöht worden ist, hat 
sich für die heutigen Rentner die 
Einkommenssituation – mindestens 
nominal – nicht verändert. Gleich-
zeitig sind in den letzten 10 

Jahren die anerkannten Kosten, 
meist als Pauschalbeträge festge-
setzt, gleich geblieben (meist liegen 
nicht die tatsächlichen Kosten zu-
grunde: z. B. werden für die Kran-
kenversicherung 1600 Franken an-
gesetzt, die tatsächliche Prämienhö-
he liegt bei rund 4200 Franken).
Die Lebenshaltungskosten haben 
sich in den letzten 10 Jahren erhöht 
(Ausgaben für Versicherungen, Le-
bensmittel, Dienstleistungen von 
Handwerkern, Gastronomie, Friseur 
etc.), was aber durch die gedeckel-
ten Pauschalen bei den anerkann-
ten Kosten nicht berücksichtigt 
wird. Die Deckelung der anerkann-
ten Kosten hat zur Folge, dass bei 
Rentnern mit Anspruch auf EL, de-
ren Höhe nicht der Teuerung ange-
passt wurde, und dass Rentner oh-
ne bisherigen Anspruch auf EL 
kaum Aussicht haben, einen sol-
chen zu erwerben.
Die Rentner behelfen sich, indem 
sie sparen: Anstelle jahrzehntelang 
bezahlter Zusatzversicherungen 
wird von Privat auf Halbprivat oder 
Allgemein gewechselt; statt einem 
monatlichen Fusspflegetermin gibt 
es nur noch einen im Quartal, Kon-
zert- und Theaterbesuche werden 
eingeschränkt usw. Mit anderen 
Worten: Der Lebensstandard – und 
damit die Lebensqualität – sinkt, 
ohne dass dies in der Quote der Be-
züger von EL auch nur ansatzweise 
zum Ausdruck kommt.
Unberücksichtigt bleibt in der Inter-
pellation auch die Situation von 
Ehepaaren beim Tod eines Part-
ners. Gemeinsam konnten beide ei-
nen gewissen, bescheidenen Le-
bensstandard aufrechterhalten. Nun 
fällt eine AHV weg bzw. wird nur 
rudimentär kompensiert, die PK-
Leistungen liegen deutlich tiefer, 
der grosse Ausgabenblock für Woh-
nung, Versicherung, Auto aber 
bleibt gleich. In dieser Situation 
muss der Hinterbliebene meist ei-
nen drastischen Einschnitt im Le-
bensstandard hinnehmen.
Nach Ansicht des LSB muss zur Be-
urteilung der finanziellen Situation 
der Rentner die Gesamtsituation, 
nicht nur die der EL-Bezüger, dar-
gestellt werden unter Berücksichti-
gung geänderter Lebenssituationen.
In Entwicklungsländern wird Armut 
als absolute Armut definiert, ob es 
gerade noch oder eben nicht für das 
tägliche Brot reicht.
Im hoch entwickelten Industriestaat 
Liechtenstein ist Armut als relative 
Armut zu definieren, also Armut im 
Vergleich zum sozialen Umfeld. 
Wenn die Teilhabe am gesellschaft-

lichen Leben aus finanziellen Grün-
den immer weiter eingeschränkt 
wird, nimmt auch die Armut zu.
Der LSB steht dafür ein, dass die 
heutigen und künftigen Rentner wie 
auch alle anderen Einwohner unse-
res Landes nicht sozial ausgegrenzt 
werden, sondern am gesellschaftli-
chen Leben adäquat teilnehmen 
können.

Vorstand des Liechtensteiner
Seniorenbundes

Klimadebatte
Es ist einfach 
nur noch krass
Die Jugend streikt. Klimawandel ist 
eine Geldmaschine. Und alles, was 
mit Wirtschaftlichem, Industriellem 
und Geld zu tun hat, hat auch mit 
Politik zu tun. Letztlich Mafia. Wenn 
die Jugend wirklich die Wirtschaft, 
Industrie und Politik betreffend CO2 
ändern will, dann heisst das 
auch: weniger bei sich selbst. Ver-
zicht auf sinnlose Kleidung, Handys, 
Computer, Holzmöbel aus dem Ama-
zonas, Ferien mit Flugzeug, Plastik 
etc. Es gibt so vieles, das dem CO2 
nicht guttut. Wenn sich die streiken-
den Jugendlichen als Konsumenten 
für ein Jahr lang auf das Nötigste ein-
stellen würden, dann erst müssen 
die drei Mächte mal nachdenken, 
evtl. auch handeln. Benzinautos ver-
bieten geht nicht. Aber man kann 
die industriellen, staatlichen und 
sonstige Bauten bepflanzen. Es wäre 
auch möglich, mehr Lärmschutz im 
Lande zu erstellen und diese zu be-
grünen. Es ist auch möglich, Autodä-
cher zu begrünen. Es gibt so viele 
Möglichkeiten, dass das Liechten-
stein auch international bekannt 
wird. Wird Liechtenstein grün, far-
big und leise. Es ist machbar. Stellt 
euch vor, man fährt durchs Land 
und es ist farbenfroh. Geht es da ei-
nem nicht gleich besser? Am Morgen 
aufstehen, rausschauen und Blu-
men. Es gibt genügend Beispiele im 
Internet. Auch genügend Menschen, 
die sich damit auskennen. Ich den-
ke, dass in Liechtenstein nicht mal 
annähernd etwas davon gemacht 
wird. Es ist was völlig Neues. Und da 
haben unsere Politiker ja Angst da-
vor. Es kostet einfach Geld, dass 
nicht wieder in Form von Zahlungs-
mitteln reinkommt. Zwar würde es, 
da bin ich überzeugt, unseren Ge-
sundheitskosten sehr guttun.

Susanne Ospelt,
Rüfenstrasse 5, Schaanwald
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